Deutscher Bundestag 
5. Wahlperiode 


Drucksache V/4178 


Schriltlicher Beridit 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Entwurf 
eines . . . Gesetzes zur Änderung des Grundgesetzes 

— Drucksache V/4104 — 


A. Bericht des Abgeordneten Dr. Stark (Nürtingen) 


Der Entwurf eines . . . Gesetzes zur Änderung des 
Grundgesetzes — Drucksache V/4104 — ist in der 
227. Sitzung des Bundestages am 23. April 1969 dem 
Rechtsausschuß federführend und dem Ausschuß für 
Kriegs- und Verfolgungsschäden mitberatend über- 
wiesen worden. Der Ausschuß für Kriegs- und Ver- 
folgungsschäden hat am 7. Mai 1969 Stellung ge- 
nommen, der Rechtsausschuß hat am 8. Mai 1969 
über den Entwurf abschließend beraten. 

Der Regierungsentwurf der 21. Novelle zum 
Lastenausgleichsgesetz (BT-Drucksache V/4103) sieht 
zur Finanzierung einer begrenzten Hauptentschädi- 
gung für Zonenschäden vor, § 6 Abs. 2 LAG in der 
Weise zu ändern, daß die Zuschußpflicht der Länder 
zum Ausgleichsfonds um 9 Monate, nämlich vom 
1. April 1979 bis 31. Dezember 1979 verlängert wird. 
Dem steht Artikel 120 Abs. 1 GG entgegen, wonach 
der Bund die Aufwendungen für die Kriegsfolge- 
lasten selbst und ohne Beteiligung der Länder zu 
tragen hat, sofern bis zum 1. Oktober 1965 keine ab- 
weichende gesetzliche Regelung getroffen worden 
ist. Um dieses Hindernis zu beseitigen, hat die Bun- 


desregierung das Änderungsgesetz zu Artikel 120 
GG eingebracht (Drucksache V/4104). Der Bundesrat 
hat im ersten Durchgang diese Grundgesetzände- 
rung und damit auch eine Beteiligung der Länder an 
der Finanzierung der 21. Novelle zum Lastenaus- 
gleichsgesetz abgelehnt. Er hat empfohlen, im Zuge 
der weiteren Beratungen andere Finanzierungsmög- 
lichkeiten zu suchen. 

Der Rechtsausschuß ist der Auffassung, daß den 
Ländern eine Beteiligung an den Kosten des Geset- 
zes zuzumuten ist, weil in der ursprünglichen Fas- 
sung des Lastenausgleichsgesetzes die Vermögen- 
steuer um ein Drittel nur deswegen angehoben wor- 
den ist, um den Ländern einen höheren Zuschuß an 
den Ausgleichsfonds zu ermöglichen. Eine zusätz- 
liche Belastung der Länderhaushalte tritt also in 
Wirklichkeit nicht ein. Aus diesem Grunde hält er 
auch an der dazu notwendigen Änderung des Arti- 
kels 120 GG fest. Andere Gesetze werden hierdurch 
nicht betroffen und die Länder auch künftig mit kei- 
nen weiteren Lasten belegt. Die Entscheidung ist bei 
einer Stimmenthaltung gefaßt worden. 


Bonn, den 8. Mai 1969 


Dr. Stark (Nürtingen) 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/4104 — unver- 
ändert anzunehmen. 


Bonn, den 8. Mai 1969 


Der Rechtsausschuß 


Dr. Reischl 

Stellv. Vorsitzender 


Dr. Stark (Nürtingen) 

Berichterstatter 



